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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Einen expliziten Schutz für Kinder als Opfer von Gewalttaten forderte ein
überwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH). Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, mit
welchen Anpassungen des Bundesgesetzes über Opferhilfe und der
Strafprozessordnung den spezifischen Bedürfnissen der Minderjährigen Rechnung
getragen werden kann. 1

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

Ein 2013 überwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH) hatte vom Bundesrat gefordert, zu prüfen,
wie das Opferhilfegesetz angepasst werden könnte, um den Opferschutz von Kindern
zu stärken. Anstatt einen eigenen Bericht zu verfassen, verwies der Bundesrat auf eine
Studie des Instituts für Strafrecht und Kriminologie der Universität Bern, die Ende 2015
veröffentlicht worden war. Die Autoren der Studie kamen zum Schluss, dass kein
gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestehe, dem Anliegen jedoch im Vollzug mehr
Beachtung geschenkt werden sollte. Der Bundesrat erachtete das Anliegen des
Postulats damit als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat folgte
diesem Antrag im Juni 2017 und schrieb den Vorstoss ab. 2

BERICHT
DATUM: 12.06.2017
ELIA HEER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Ein von Nationalrätin Fehr (sp, ZH) Mitte Jahr eingereichtes Postulat gelangte in der
Herbstsession in den Nationalrat. In Zusammenarbeit mit Kantonen, Gemeinden, den
Landeskirchen und privaten Organisationen in allen Sprachregionen soll die Schaffung
von Anlauf- und Beratungsstellen für Opfer fürsorgerischer Zwangsmassnahmen
geprüft werden. Die Betroffenen sollen damit die notwendige Hilfestellung erhalten,
damit sie ihnen zustehende Rechte geltend machen können. In seiner Stellungnahme
anerkannte der Bundesrat den Handlungsbedarf, merkte jedoch an, dass die
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen vorwiegend von kantonalen Behörden verhängt
würden. Das Postulat wurde mit 114 zu 78 Stimmen angenommen, wobei eine rechts-
bürgerliche Minderheit das Nachsehen hatte. 3

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) AB NR, 2013, S. 2207
2) AB NR, 2017, S. 1022 ff.; BBl, 2017, S. 2886 f.; Weber et al. (2015). Evaluation des Opferhilfegesetzes.
3) AB NR, 2012, S. 2248.
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